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Probezeit für Beamte und Angestellte
Der VBE erhält immer wieder Anfragen von Lehrkräften 
in der Probezeit. „Was gilt denn eigentlich nach der 
Dienstrechtsreform?“ 

Die Antwort hängt vom Datum ab, wann der Kollege / die Kollegin in den 
Dienst kam. Für alle, die vor dem 1.1. 2011 bereits im Dienst waren gelten 
die bisherigen Regelungen fast unverändert weiter. Da die Probezeit der 
Beschäftigten (im Lehrerbereich = Angestellten) nicht von der Dienstrechts-
reform betroffen ist, sondern durch den TV-L geregelt wird (Tarifvertrag der 
Länder) gelten die bisherigen Bestimmungen durchweg  weiter. Ich danke 
Franz Wintermantel für die Durchsicht  des Manuskriptes.

Probezeit für Beamte 
und Angestellte, 
die vor dem 1.1.2011 
bereits im Dienst waren

Die bisherigen Regelungen, durch die 
Dienstrechtsreform bereits leicht geän-
dert:

Die Beurteilung von Lehr-
kräften in der Probezeit 
(Stand: 1. Nov. 2005)

Mit der Änderung der Dienstlichen 
Beurteilung durch die Verwaltungs-
vorschrift vom 1. August 2005 ist die 
Beurteilung der Lehrkräfte in der Pro-
bezeit in der Regel auf die Schullei-
tung übergegangen. „In der Regel“ 
heißt, dass es davon auch Ausnahmen 
gibt. Dieses Merkblatt versucht, die 
derzeit geltenden Bestimmungen 
übersichtlich zusammenzufassen. Aus 
Gründen der Leseflüssigkeit werden 
ausschließlich männliche Formen ver-
wendet. Sie gelten selbstverständlich 
auch für Kolleginnen.

Regelprobezeit

Für Beschäftigte dauert die Probezeit 
6 Monate, falls im Arbeitsvertrag keine 
andere Vereinbarung getroffen 
wurde. 2 Monate vor Ende der Probe-
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zeit erstellt der Schulleiter eine Dienst-
liche Beurteilung. Die Fristen verlän-
gern sich bei mehr als 10 Krankheits-
tagen. Mindestanforderung: Note 
„ausreichend“.

Die Regelprobezeit dauert für Beamte 
im GHRS-Bereich (gehobener Dienst) 2 
Jahre und 6 Monate, unabhängig vom 
tatsächlich ausgeübten Deputat. Nur 
bei längeren Erkrankungen in der Pro-
bezeit kann dies zur Verlängerung der 
Regelprobezeit führen. 

Verkürzung der Probezeit

Im gehobenen und höheren Dienst 
kann die Probezeit bis auf 1 Jahr und 6 
Monate verkürzt werden. Vorausset-
zung ist, dass die 2. Dienstprüfung mit 
besser als „befriedigend“ (nach der 
zur Prüfungszeit geltenden Prüfungs-
ordnung) und in der 1. Probezeitbeur-
teilung mindestens 2,4 oder besser 
erreicht wurde. 15 Monate nach Ein-
stellung erfolgt dann die 2. Probezeit-
beurteilung. Wird dort ebenfalls die 
2,4 bestätigt, so ist die Probezeit 
erfolgreich beendet und eine Verbe-
amtung auf Lebenszeit wird zeitgleich 
erfolgen.

Verlängerung der Probezeit
Eine Verlängerung der Probezeit ist 
nicht möglich, wenn während der Pro-

bezeit festgestellte, erhebliche Män-
gel besprochen wurden, vom Beamten 
aber nicht abgestellt werden konnten. 
Bestehen zum Beispiel aus fachlicher 
Sicht Bedenken gegen die Übernahme 
ins Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, 
so kann die Probezeit um bis zu 2 Jahre 
verlängert werden. Man muss aber 
davon ausgehen können, dass eine 
Tendenz zur Leistungsverbesserung 
möglich ist. Innerhalb von fünf Jahren 
nach der Einstellung muss die Bewäh-
rung nach § 8 LBG festgestellt sein. 

Ende der Probezeit

Bei Bewährung erfolgt die Verbeam-
tung auf Lebenszeit. 
Bei Nichtbewährung wird die Entlas-
sung wegen Nichtbewährung ausge-
sprochen. Geschieht dies nicht, so steht 
dies der Feststellung der Bewährung 
gleich. 

Anrechnung von Vordienstzeiten

War der Beamte vor der Übernahme 
ins Beamtenverhältnis an einer öffent-
lichen Schule mit mindestens einem 
halben Lehrauftrag tätig, so werden 
die Vordienstzeiten auf die Probezeit 
angerechnet. 

Die Zeit im Angestelltenverhältnis 
kann auf eine nachfolgende Probezeit 

Josef Klein
Mitglied im HPR (GHRS)

beim MKS
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im Beamtenverhältnis angerechnet 
werden. Als Mindestprobezeit gilt 
dann 1 Jahr Probezeit im Beamtenver-
hältnis. Wer 2 Jahre lang mindestens 
einen halben Lehrauftrag im An-
gestelltenverhältnis wahrgenommen 
hat, muss im Beamtenverhältnis aber 
lediglich noch eine auf 6 Monate ver-
kürzte Probezeit ableisten. 

Wenn durch die Anrechnung von Vor-
dienstzeiten – an öffentlichen oder 
anerkannten Ersatzschulen – die 1. 
und die 2. Probezeitbeurteilung zeit-
lich zusammenfallen (zum Beispiel bei 
der Mindestprobezeit von 1 Jahr), so 
kann auf die erste Beurteilung verzich-
tet werden. 3 Monate vor Ablauf wird 
sodann gleich die zweite Beurteilung 
erstellt. 

Was geschieht, wenn ...?

•	 Teilzeitbeschäftigte haben die glei-
che Probezeit wie Vollzeitbeschäf-
tigte.

•	 Mutterschutzfristen verändern die 
Dauer der Probezeit nicht.

•	 Beurlaubungen in der Probezeit ver-
längern diese bei Beamten um den 
Beurlaubungszeitraum. 

•	 Krankheitszeiten von mehr als 10 
Tagen (bei Angestellten) verlängert 
die Probezeit. Bei Beamten ist eine 
Verlängerung der Probezeit bei län-
geren Krankheitszeiten denkbar.

Probezeitbeurteilung bei 
Beamten 

Die 1. Beurteilung erfolgt neun 
Monate nach Dienstbeginn. Sie wird 
vom Schulleiter vorgenommen. Dieser 
sollte mindestens 2 Unterrichtsstunden 
besucht haben. Zum Unterrichtsbe-
such kann der Schulleiter seinen Stell-
vertreter oder befähigte Kollegen (der 
eigenen Schule) hinzuziehen, soge-
nannte „Bordmittel“. 

Drei Monate vor Beendigung der Pro-
bezeit erfolgt die 2. Beurteilung durch 

den Schulleiter. Der Unterrichtsbesuch 
wird nicht angekündigt (Dienstliche 
Beurteilung / Ankündigung von Unter-
richtsbesuchen). Die Schulaufsicht 
kann bei besonderen Bedürfnissen 
vom Schulleiter hinzugezogen wer-
den. Dies sollte der Ausnahmefall blei-
ben. 

Trotz der Hinzuziehung weiterer Per-
sonen bleibt der Schulleiter alleine für 
die Beurteilung verantwortlich. Er 
eröffnet der Lehrkraft die Beurteilung. 
Beim Eintritt der Schulaufsicht muss 
diese begründen, wenn/warum sie von 
der Beurteilung des Schulleiters 
abweicht.

Wenn ein besonderes dienstliches Inte-
resse besteht, kann die 2. Probezeitbe-
urteilung auch zweistufig sein (SL und 
untere Schulaufsichtsbehörde). Dieses 
besondere dienstliche Interesse kann 
zum Beispiel entstehen, 
•	 wenn die 1. Probezeitbeurteilung 

„befriedigend“ und schlechter ist
•	 wenn Lehrkräfte an Privatschulen in 

die Probezeit beurlaubt wurden
•	 wenn eine Beschwerde vorliegt oder 

ein Disziplinarverfahren anhängig ist 
•	 wenn der Schulleiter möglicherweise 

befangen ist. 
	      

VBE-Tipps zur Probezeit 

Zwar überwacht die Schulverwaltung 
weiterhin die Termine, jedoch ist es nie 
verkehrt, sich diese selbst ebenfalls zu 
errechnen und gegebenenfalls nach-
zufragen. 

Gegen eine Dienstliche Beurteilung 
kann zunächst nicht geklagt werden. 
Stellt eine Lehrkraft jedoch einen 
Antrag auf Abänderung des Inhalts 
und der Note, so wird dies durch die 
Entscheidung des Regierungspräsidi-
ums zum Verwaltungsakt. Dann kann 
geklagt werden, obwohl die Erfolgs-
aussichten gering sind. Erfolgverspre-
chender ist es, eine schriftliche Stel-
lungnahme zur dienstlichen Beurtei-

lung abzugeben, und die Aufnahme in 
die Personalakte zu beantragen. 

Bei Nichtbewährung kann der Betrof-
fene die Entscheidung anfechten und 
diese beim Verwaltungsgericht über-
prüfen lassen. Auf Antrag ist der Per-
sonalrat zu beteiligen. 

Probezeit für Beamte 
und Angestellte, 
die nach dem 1.1.2011 
den Dienst antraten

Die Beurteilung von Lehr-
kräften in der Probezeit   
(Stand: 1. September 2011)

Mit dem zum 1. Januar 2011 in Kraft 
getretenen Dienstrechtsreformgesetz 
und der Änderung des Landesbeam-
tengesetzes (LBG) 2010, sowie des 
Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) 
2008 wird die Beurteilung der Lehr-
kräfte in der Probezeit neu geregelt. 
Ob die derzeitigen Regelungen länger 
Bestand haben ist abzuwarten, denn 
viele Feinheiten sind mit dem Inkraft-
treten des DRG (noch?) nicht geregelt 
worden. Nach jetzigem Stand ist die 
Schulleitung in der Regel weiterhin für 
die Beurteilung  der Lehrkräfte in der 
Probezeit zuständig. „In der Regel“ 
heißt, dass es davon auch Ausnahmen 
gibt. Dieses Merkblatt versucht, die 
derzeit geltenden Bestimmungen 
übersichtlich zusammenzufassen. Aus 
Gründen der Leseflüssigkeit werden 
ausschließlich männliche Formen ver-
wendet. Sie gelten selbstverständlich 
auch für Kolleginnen.

Regelprobezeit

Für Angestellte dauert die Probezeit 6 
Monate, falls im Arbeitsvertrag keine 
andere Vereinbarung getroffen 
wurde. 2 Monate vor Ende der Probe-
zeit erstellt der Schulleiter eine Dienst-
liche Beurteilung. Die Fristen verlän-
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gern sich bei mehr als 10 Krankheitsta-
gen. Mindestanforderung: Note 
„ausreichend“.

Die Regelprobezeit dauert für Beamte 
3 Jahre, unabhängig vom tatsächlich 
ausgeübten Deputat, so lange dies 
mindestens die Hälfte des vollen Depu-
tates ausmacht. Zeiten einer Beurlau-
bung ohne Bezüge zählen nicht zur 
Probezeit.

Hingegen werden auf die Probezeit 
angerechnet
a) �Verzögerungen im beruflichen Wer-

degang aufgrund von Wehr- oder 
Zivildienst

b) �Verzögerungen im beruflichen Wer-
degang einer Tätigkeit als Entwick-
lungshelfer

Angerechnet werden können auch:
c)  �Zeiten wegen Betreuung oder  

Pflege eines Angehörigen
d) �Elternzeit, Pflegezeit oder Urlaub 

zur Betreuung eines Kindes im tät-
sächlichen Umfang,  höchstens aber 
bis zu 2 Jahren. 

Verkürzung der Probezeit

Diese Regelungen sind Anfang 2011 
verschärft worden. Die derzeitige Vor-
schrift, zur Verkürzung der Probezeit 
lautet wie folgt:

Die Probezeit kann für Beamtinnen 

und Beamte, die sich in der bisher 
zurückgelegten Probezeit bewährt 
haben,
a) �bei weit überdurchschnittlicher 

Bewährung
b) �bei Erwerb der Laufbahnbefähi-

gung mit hervorragendem Ergebnis 
um jeweils bis zu einem Jahr abge-
kürzt werden. 

Die Laufbahnverordnung des Kultus-
ministeriums (LVO-KM) führt dazu aus: 
a) �Von Lehrkräften ist eine Mindest-

probezeit von einem Jahr zu leisten.
b)	Eine „weit überdurchschnittliche  
	 Bewährung“ liegt bei Lehrkräften  
	 dann vor, wenn die Leistungen in 
	 den Probezeitbeurteilungen, jeweils  
	 mit der Note 1,5 beurteilt werden.
c)	 Ein Erwerb der Laufbahnbefähi- 
	 gung mit hervorragendem Ergebnis 
	 liegt bei Lehrkräften dann vor,  
	 sofern sie die 2. Staatsprüfung mit  
	 mindestens der Note 1,44 abgelegt  
	 haben.

Verlängerung der Probezeit

Eine Verlängerung der Probezeit auf 
höchstens 5 Jahre ist dann möglich, 
wenn unabhängig von Noten Beden-
ken gegen die Übernahme ins  
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
bestehen. Darüber entscheidet der 
Dienstherr nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Der Personalrat ist daran zu 
beteiligen. 

Ende der Probezeit

Bei Bewährung in der Probezeit 
erfolgt eine Übernahme ins Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit. Bei Nicht-
bewährung kann eine Nichtanstellung 
erfolgen. Die Entlassung wegen Nicht-
bewährung ist grundsätzlich unver-
züglich schriftlich auszusprechen. 
Geschieht dies nicht, so steht dies der 
Feststellung der Bewährung gleich. 

Anrechnung von 
Vordienstzeiten

Dienstzeiten im öffentlichen Dienst 
oder Zeiten, die in einem der Ausbil-
dung entsprechenden Beruf zurückge-
legt wurden, können bei Beamten auf 
die Probezeit angerechnet werden, 
wenn sie nach Art und Bedeutung 
Tätigkeiten der betreffenden Lauf-
bahn entsprochen haben. Logischer-
weise kann eine abgeleistete Zeit im 
Angestelltenverhältnis auf eine nach-
folgende Probezeit im Beamtenver-
hältnis angerechnet werden. Nach wie 
vor gilt gesetzlich eine Mindestprobe-
zeit für Beamte von 6 Monaten, aller-
dings werden die Ministerien ermäch-
tigt, andere Zeiträume festzulegen. Es 
ist anzunehmen, dass sich Baden-
Württemberg auf eine Mindestprobe-
zeit von 1 Jahr festlegt. 

Was geschieht, wenn ...?

•	 Teilzeitbeschäftigte haben die glei-
che Probezeit wie Vollzeitbeschäf-
tigte.

•	 Mutterschutzfristen verändern die 
Dauer der Probezeit nicht.

•	 Beurlaubungen in der Probezeit ver-
längern diese bei Beamten um den 
Beurlaubungszeitraum. 

•	 Krankheitszeiten von mehr als 10 
Tagen (bei Angestellten) verlängert 
die Probezeit. Bei Beamten ist eine 
Verlängerung der Probezeit bei län-
geren Krankheitszeiten denkbar
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Probezeitbeurteilung bei 
Beamten 
Die 1. Beurteilung erfolgt neun 
Monate nach Dienstbeginn. Sie wird 
vom Schulleiter vorgenommen. Dieser 
sollte mindestens 2 Unterrichtsstunden 
besucht haben. Zum Unterrichtsbe-
such kann der Schulleiter seinen Stell-
vertreter oder befähigte Kollegen (der 
eigenen Schule) hinzuziehen, soge-
nannte „Bordmittel“. Verantwortlich 
für die Erstellung und Inhalt bleibt der 
Schulleiter.

Drei Monate vor Beendigung der Pro-
bezeit erfolgt die 2. Beurteilung durch 
den Schulleiter. Der Unterrichtsbesuch 
wird nicht angekündigt (vgl. VBE-Leh-
rerhandbuch: Dienstliche Beurteilung / 
Ankündigung von Unterrichtsbesu-
chen). Die Schulaufsicht kann bei 
besonderen Bedürfnissen vom Schullei-
ter hinzugezogen werden. Dies sollte 
der Ausnahmefall bleiben. 

Trotz der Hinzuziehung weiterer Perso-

nen bleibt der Schulleiter alleine für die 
Beurteilung verantwortlich. Er eröffnet 
der Lehrkraft die Beurteilung. Beim Ein-
tritt der Schulaufsicht muss diese 
begründen, wenn/warum sie von der 
Beurteilung des Schulleiters abweicht.

In der Beurteilung wird festgestellt, ob 
der Beamte unter den Gesichtspunk-
ten Eignung, Befähigung und Leistung 
bewährt hat. 

Wenn ein besonderes dienstliches Inte-
resse besteht, kann die 2. Probezeitbe-
urteilung auch zweistufig sein (SL und 
untere Schulaufsichtsbehörde). Dieses 
besondere dienstliche Interesse kann 
zum Beispiel entstehen, 
•	 wenn die 1. Probezeitbeurteilung 

„befriedigend“ und schlechter ist
•	 wenn Lehrkräfte an Privatschulen in 

die Probezeit beurlaubt wurden
•	 wenn eine Beschwerde vorliegt oder 

ein Disziplinarverfahren anhängig ist 
•	 wenn der Schulleiter möglicherweise 

befangen ist.

VBE-Tipps zur Probezeit 
Zwar überwacht die Schulverwaltung 
weiterhin die Termine, jedoch ist es nie 
verkehrt, sich diese selbst ebenfalls zu 
errechnen und gegebenenfalls nach-
zufragen. 

Gegen eine Dienstliche Beurteilung 
kann zunächst nicht geklagt werden. 
Stellt eine Lehrkraft jedoch einen 
Antrag auf Abänderung des Inhalts 
und der Note, so wird dies durch die 
Entscheidung des Regierungspräsidi-
ums zum Verwaltungsakt. Dann kann 
geklagt werden, obwohl die Erfolgs-
aussichten gering sind. Erfolgverspre-
chender ist es, eine schriftliche Stellung-
nahme zur dienstlichen Beurteilung 
abzugeben, und die Aufnahme in die 
Personalakte zu beantragen. 

Bei Nichtbewährung kann der Betrof-
fene die Entscheidung anfechten und 
diese beim Verwaltungsgericht über-
prüfen lassen. Auf Antrag ist der Per-
sonalrat zu beteiligen. 

Mit uns alle Hürden nehmen

VBE Baden-Württemberg
Heilbronner Straße 41

70191 Stuttgart


